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Einkommensteuer . Anteilige Immobilien-Schenkung ohne anteilige Übertragung 
der Darlehen 
 
Überträgt der Steuerpflichtige schenkweise einen Miteigentumsanteil an einem Vermietungsobjekt, 
ohne auch die Finanzierungsdarlehen anteilig zu übertragen, kann er die Schuldzinsen nur noch anteilig 
entsprechend seinem verbliebenen Miteigentumsanteil abziehen. Diese steuerzahlerunfreundliche 
Sichtweise des Finanzgerichts Niedersachsen sollte insbesondere in Fällen der vorweggenommenen 
Erbfolge beachtet werden, um weiterhin den vollen Werbungskostenabzug für die Schuldzinsen zu er-
halten. 
 
Der Entscheidung des Finanzgerichts Niedersachsen lag folgender Sachverhalt zugrunde: 
 
Der Alleineigentümer (Vater) einer vermieteten Immobilie hatte einen ideellen 2/5-Miteigentumsanteil 
im Wege der vorweggenommenen Erbfolge unentgeltlich auf seinen Sohn übertragen. Die Grundschuld 
wurde von dem Sohn entsprechend seinem Miteigentumsanteil zur dinglichen Haftung übernommen. 
Zu einer schuldrechtlichen Schuldübernahme bzw. einem Schuldbeitritt zur Darlehensschuld gegenüber 
der Bank kam es jedoch nicht. 
 
In der Feststellungserklärung für die ab Juli 2019 bestehende Grundstücksgemeinschaft/Vermietungs-
GbR wurden Darlehenszinsen in voller Höhe geltend gemacht. Diese berücksichtigte das Finanzamt 
allerdings nur zu 3/5 (= Anteil des Vaters).  
 
Die hiergegen gerichtete Klage blieb vor dem Finanzgericht Niedersachsen erfolglos.  
 
Das Finanzgericht Niedersachsen begründete seine restriktive Sichtweise u. a. wie folgt: Der Vater hat 
einen Miteigentumsanteil an der Mietimmobilie schenkweise und damit aus privaten, nicht mit der Ein-
künfteerzielung im Zusammenhang stehenden Gründen auf seinen Sohn übertragen.  
 
Da das bei der Bank aufgenommene Darlehen der Finanzierung des gesamten Gebäudes diente, wurde 
mit der Übertragung eines Miteigentumsanteils auf den Sohn der Finanzierungszusammenhang des 
Darlehens mit dem Gebäude anteilig zu dem übertragenen Miteigentumsanteil gelöst.  
 
Insoweit hat der Vater eine kreditfinanzierte Schenkung vorgenommen, was zur Folge hat, dass die 
Darlehenszinsen von ihm ab diesem Zeitpunkt nicht mehr als Werbungskosten abgezogen werden kön-
nen. Ein Abzug beim Sohn kommt ebenfalls nicht in Betracht, weil er die Darlehenszinsen weder ge-
zahlt, noch der Bank geschuldet hat. 
 
Das Finanzgericht Niedersachsen hat jedoch die Revision im Hinblick auf die Frage zugelassen, ob es 
gerechtfertigt ist, den Sachverhalt anders zu behandeln als bei den Einkünften aus Gewerbebetrieb. 
Hier hatte der Bundesfinanzhof in einem Beschluss aus dem Jahr 2017 Folgendes ausgeführt:  
 
Wird ein fremdfinanziertes Grundstück des Sonderbetriebsvermögens unter Zurückbehaltung der Dar-
lehensverbindlichkeit unentgeltlich in das Gesamthandsvermögen einer anderen Mitunternehmerschaft 
zum Buchwert übertragen, ist die Darlehensverbindlichkeit bei der anderen Mitunternehmerschaft als 
negatives Sonderbetriebsvermögen in voller Höhe zu erfassen. Die aufgewendeten Darlehenszinsen 
sind in voller Höhe als Sonderbetriebsaufwand abzugsfähig. 
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Tipp: Da die Revision eingelegt wurde, hat der Bundesfinanzhof nun Gelegenheit, für Klarheit zu sor-
gen. 

 

Einkommensteuer . Zeitpunkt der steuerlichen Berücksichtigung von Zahlungen 
in die Erhaltungsrücklage 
 
Vermieten Mitglieder einer Wohnungseigentümergemeinschaft eine Eigentumswohnung, müssen sie 
an die Hausverwaltung auch Zahlungen leisten, die diese der Instandhaltungs- bzw. Erhaltungsrücklage 
zuführt. Bis dato sind diese Zahlungen nicht zum Zahlungszeitpunkt als Werbungskosten zu berück-
sichtigen, sondern erst, wenn sie für Instandhaltungen verausgabt worden sind. Ob dies (immer noch) 
zutreffend ist, muss nun der Bundesfinanzhof klären.  
 
Seit dem 20. August 2024 ist dort ein Verfahren mit folgender Fragestellung anhängig:  
 
Stellen Einzahlungen in die Erhaltungsrücklage (vormals Instandhaltungsrücklage) nach der Novellie-
rung des Wohnungseigentumsgesetzes durch das Wohnungseigentumsmodernisierungsgesetz mit ein-
hergehender Rechtsfähigkeit der Wohnungseigentümergemeinschaft bereits in diesem Zeitpunkt des 
Abflusses sofort abzugsfähige Werbungskosten dar, unabhängig von der späteren Mittelverwendung 
und der steuerlichen Einordnung? 
 
Die Vorinstanz, das Finanzgericht Nürnberg, hat das übrigens verneint. 
 
Nach aktuellem Rechtsstand sind die Zahlungen erst dann als Werbungskosten abzugsfähig, wenn sie 
der Verwalter verausgabt hat. Dass die Beiträge zur Erhaltungsrücklage mit der Zahlung aus dem frei 
verfügbaren Vermögen abgeflossen sind, ändert daran nichts.  
 
Beispiel: 
 
A ist Vermieter einer Eigentumswohnung. Er hat an die Hausverwaltung ein monatliches Hausgeld von 
€ 200,00 für laufende Kosten (z. B. Versicherungen, Gas und Wasser) und daneben weitere € 125,00 
als Zuführung zur Erhaltungsrücklage zu zahlen. 
 
Bisherige Lösung: Die monatlichen Zahlungen sind in Höhe von € 200,00 sofort als Werbungskosten 
abzugsfähig. In Höhe von € 125,00 ergeben sich allein durch die Einzahlung in die Erhaltungsrücklage 
(noch) keine Werbungskosten.  
 
Angestrebte Lösung: Durch das Revisionsverfahren soll erreicht werden, dass auch die Zahlung in die 
Erhaltungsrücklage sofort im Zahlungsjahr als Werbungskosten abzugsfähig ist.  
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Einkommensteuer . Versteuerung von inkongruenten Gewinnausschüttungen 
 
Der Bundesfinanzhof hatte der Finanzverwaltung mit Urteil vom 28. September 2022 ausdrücklich wie 
folgt widersprochen: Ein punktuell satzungsdurchbrechender Beschluss über eine inkongruente Vora-
bausschüttung, der von der Gesellschafterversammlung einstimmig gefasst worden ist und von keinem 
Gesellschafter angefochten werden kann, unterliegt als zivilrechtlich wirksamer Ausschüttungsbe-
schluss der Besteuerung. Das Bundesfinanzministerium wendet diese Rechtsprechung nunmehr an. 
 
Nach dem neuen Schreiben des Bundesfinanzministeriums vom 04. September 2024, das in allen noch 
offenen Fällen anzuwenden ist, sind inkongruente – also vom Anteil am Stammkapital einer GmbH ab-
weichende – Gewinnausschüttungen steuerlich grundsätzlich anzuerkennen, wenn sie zivilrechtlich 
wirksam sind. Dies ist insbesondere in folgenden Fällen gegeben: 
 
Abweichende Regelung im Gesellschaftsvertrag 
 
Es wurde im Gesellschaftsvertrag ein anderer Verteilungsmaßstab als das Verhältnis der Geschäftsan-
teile festgesetzt und die Ausschüttung entspricht diesem Verhältnis.  
 
Für eine nachträgliche Änderung des Gesellschaftsvertrags zur Regelung einer inkongruenten Gewinn-
verteilung ist die Zustimmung derjenigen Gesellschafter erforderlich, die hiervon nachteilig betroffen 
sind. 
 
Öffnungsklausel  
 
Der Gesellschaftsvertrag enthält eine Klausel, nach der mit Zustimmung der beeinträchtigten Gesell-
schafter eine von der satzungsmäßigen oder gesetzlichen Regelung abweichende Verteilung beschlos-
sen werden kann. Der Beschluss wurde mit den erforderlichen Zustimmungen und der ggf. im Gesell-
schaftsvertrag bestimmten Mehrheit gefasst. 
 
Punktuell satzungsdurchbrechender Beschluss 
 
Ein punktuell satzungsdurchbrechender Beschluss über eine inkongruente Vorabausschüttung, der von 
der Gesellschafterversammlung mit den Stimmen aller Gesellschafter gefasst worden ist und von kei-
nem Gesellschafter angefochten werden kann, ist der Besteuerung zugrunde zu legen.  
 
Ein derartiger Beschluss liegt vor, wenn sich seine Wirkung als Einzelakt erschöpft, sodass die Satzung 
zwar verletzt wird, aber nicht mit Wirkung für die Zukunft geändert werden soll. 
 
Ein satzungsdurchbrechender Gesellschafterbeschluss, der einen vom Satzungsinhalt abweichenden 
Zustand mit Dauerwirkung (sei es auch nur für einen begrenzten Zeitraum) begründet, ist selbst bei 
einem einstimmigen Beschluss nichtig, wenn bei der Beschlussfassung nicht alle Bestimmungen einer 
Satzungsänderung (insbesondere die notarielle Beurkundung und Eintragung des Beschlusses in das 
Handelsregister) eingehalten werden. 
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Zeitlich inkongruente Gewinnausschüttung 
 
Nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs vom 28. September 2021 ist ein zivilrechtlich wirksa-
mer Gesellschafterbeschluss, nach dem der auf den Mehrheitsgesellschafter gemäß seiner Beteiligung 
entfallene Anteil am Gewinn nicht ausgeschüttet, sondern in eine gesellschafterbezogene Gewinnrück-
lage eingestellt wird, grundsätzlich auch steuerlich anzuerkennen.  
 
Dies gilt auch dann, wenn zugleich die Gewinnanteile von Minderheitsgesellschaftern ausgeschüttet 
werden. Die Einstellung in eine gesellschafterbezogene Gewinnrücklage führt auch bei einem beherr-
schenden Gesellschafter nicht zum Zufluss von Kapitalerträgen.  
 
Tipp: Bei einer Aktiengesellschaft sind inkongruente Gewinnausschüttungen nur anzuerkennen, 

wenn in der Satzung ein vom Verhältnis der Anteile am Grundkapital abweichender Gewinnver-
teilungsschlüssel festgelegt wurde und die Ausschüttung diesem Verhältnis entspricht.  

 
 Eine inkongruente Gewinnausschüttung aufgrund einer Öffnungsklausel oder eines satzungs-
durchbrechenden Beschlusses erfüllen diese Voraussetzung nicht. 

 

Einkommensteuer . Prozesskosten bei drohendem Verlust der Existenzgrundlage  
 
Prozesskosten sind grundsätzlich nicht als außergewöhnliche Belastungen abziehbar. Eine gesetzliche 
Ausnahme gilt nur dann, wenn es sich um Aufwendungen handelt, ohne die der Steuerpflichtige Gefahr 
liefe, seine Existenzgrundlage zu verlieren und seine lebensnotwendigen Bedürfnisse in dem üblichen 
Rahmen nicht mehr befriedigen zu können. Über einen solchen Fall musste jüngst das Finanzgericht 
Niedersachsen entscheiden.  
 
Im Streitfall ging es um die Frage, ob Prozesskosten im Zusammenhang mit der drohenden Rückab-
wicklung der unentgeltlichen Übertragung eines Forstbetriebs als außergewöhnliche Belastungen be-
rücksichtigt werden können.  
 
Der Steuerpflichtige hatte 2015 u. a. einen Forstbetrieb gegen Altenteilleistungen übertragen bekom-
men. In der Folge beendete er seine Angestelltentätigkeit für den Betrieb und führte diesen als Selbst-
ständiger fort. Im selben Jahr forderte die Übergeberin aber dann gerichtlich die Rückübertragung des 
Betriebs bzw. die Grundbuchberichtigung. Begründung: Sie sei bei der Übertragung demenzbedingt 
geschäftsunfähig gewesen. Hiergegen setzte sich der Steuerpflichtige vor den Zivilgerichten zur Wehr. 
 
Die entstandenen Prozesskosten machte er als außergewöhnliche Belastungen geltend, was das Fi-
nanzamt ablehnte. Vor dem Finanzgericht Niedersachsen war er dann erfolgreich (Urteil vom 
15. Mai 2024). 
 
Der Steuerpflichtige hat seine lebensnotwendigen Bedürfnisse ganz überwiegend aus den Erträgen des 
von der Rückübertragung bedrohten Forstbetriebs bestritten. Aus der maßgeblichen Sicht des Jahres 
der Inanspruchnahme wären ihm bei einer Rückübertragung übrige Einkünfte unterhalb des Grundfrei-
betrags verblieben. Die Berührung des steuerlichen Existenzminimums erfüllt den Tatbestand der Ge-
fahr für die Existenzgrundlage. 
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Dem drohenden Verlust der Existenzgrundlage steht auch nicht entgegen, dass der Steuerpflichtige bei 
einer Rückübertragung erneut eine Angestelltentätigkeit hätte aufnehmen können. Der Verlust der Exis-
tenzgrundlage erfordert keinen dauerhaften Verlust der materiellen Lebensgrundlage. Auch kann, so 
das Finanzgericht, dem Steuerpflichten nicht entgegengehalten werden, im Notfall die Leistungen der 
sozialen Sicherungssysteme in Anspruch nehmen zu können. 
 
Tipp: Die Finanzverwaltung hat gegen die Entscheidung die Revision eingelegt. Somit können geeig-

nete Fälle über einen Einspruch vorerst offengehalten werden. 
 

Einkommensteuer . Behandlung der Aufwandsentschädigung bei ehrenamtlicher 
Tätigkeit 
 
Erhält ein ehrenamtlich tätiger Steuerpflichtiger für öffentliche Dienste aus einer öffentlichen Kasse eine 
Aufwandsentschädigung, kann er im Einzelfall nachweisen, dass ihm höhere, nicht durch die steuerfreie 
Pauschale gedeckte tatsächliche Aufwendungen im Zusammenhang mit der ehrenamtlichen Tätigkeit 
entstanden sind, die zu Betriebsausgaben bzw. Werbungskosten geführt haben. Nach Auffassung des 
Finanzgerichts Thüringen ist aber Voraussetzung, dass diese Aufwendungen unmittelbar ausschließlich 
oder ganz überwiegend durch die ehrenamtliche Tätigkeit veranlasst sind (Urteil vom 11. Mai 2023). 
 
Als Nachweis genügt insoweit nicht der durch Belege untermauerte Vortrag anteiliger auf den Kläger 
entfallender höherer Fixkosten einer Freiberuflerpraxis als „Sowieso-Kosten“. Denn diese Berechnung 
trägt Elemente in sich, die wirtschaftlich einem teilweisen Ausgleich eines Verdienstausfalls bzw. eines 
Zeitverlusts sehr nahekommen. Und solche Ersatzleistungen sind nach § 3 Nr. 12 S. 2 EStG ausdrück-
lich von der Steuerbefreiung ausgenommen. 
 
Tipp: Die Problematik betrifft alle Freiberufler und Gewerbetreibende, die neben ihrer freiberuflichen 

oder gewerblichen Tätigkeit eine ehrenamtliche Tätigkeit ausüben und dafür eine Aufwandsent-
schädigung erhalten. Es bleibt abzuwarten, wie sich der Bundesfinanzhof im Revisionsverfah-
ren positionieren wird.  

 

Einkommensteuer . Verbrauch des ermäßigten Steuersatzes bei Betriebsauf-
gabe / -veräußerung 
 
Wird ein Gewerbebetrieb veräußert oder aufgegeben, kann der Steuerpflichtige die Anwendung des 
ermäßigten Steuersatzes nach § 34 Abs. 3 EStG beantragen, wenn er das 55. Lebensjahr vollendet hat 
oder im sozialversicherungsrechtlichen Sinne dauernd berufsunfähig ist. Diese Steuerermäßigung kann 
aber nur einmal im Leben beansprucht werden. Die Vergünstigung ist selbst dann verbraucht, wenn sie 
das Finanzamt zu Unrecht und ohne Antrag des Steuerpflichtigen gewährt hat. In einer Entscheidung 
vom 12. Juni 2024 hat das Finanzgericht Hamburg die bisherige Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs 
bestätigt. 
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Sichtweise des Bundesfinanzhofs 
 
Nach der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs ist eine antragsgebundene und nur einmal zu gewäh-
rende Steuervergünstigung für die Zukunft auch dann verbraucht, wenn sie vom Finanzamt zu Unrecht 
gewährt worden ist. Entscheidend ist allein, dass sich die Vergünstigung auf die frühere Steuerfestset-
zung ausgewirkt hat und sie dort nicht mehr rückgängig gemacht werden kann. Will sich der Steuer-
pflichtige die Möglichkeit vorbehalten, die Vergünstigung in einem späteren Jahr zu beanspruchen, 
muss er die Steuerfestsetzung anfechten, in der ihm die Vergünstigung zu Unrecht gewährt worden ist. 
 
Der Bundesfinanzhof nimmt einen Verbrauch der Vergünstigung selbst dann an, wenn kein begünsti-
gungsfähiger Veräußerungsgewinn vorgelegen hat, der ermäßigte Steuersatz also schon mangels Vor-
liegen der gesetzlichen Voraussetzungen nicht hätte gewährt werden dürfen. Maßgeblich ist allein, dass 
der Steuerpflichtige den ihn begünstigenden Irrtum des Finanzamts erkennt und billigt. 
 
Tipp: Der Steuerpflichtige braucht sich die rechtswidrige Gewährung der Vergünstigung in einem Vor-

jahr nach den Grundsätzen von Treu und Glauben nur dann nicht entgegenhalten zu lassen, 
wenn für ihn angesichts der geringen Höhe der Vergünstigung und des Fehlens eines Hinwei-
ses im Bescheid nicht erkennbar gewesen ist, dass das Finanzamt die Vergünstigung ohne den 
erforderlichen Antrag gewährt hat. 

 
Urteil des Finanzgerichts Hamburg  
 
Das Finanzgericht Hamburg hat die Rechtsprechungsgrundsätze des Bundesfinanzhofs jüngst bestä-
tigt. Im Streitfall wurde die Steuerermäßigung bei der Einkommensteuerfestsetzung für 2014 ohne An-
trag berücksichtigt. Die gewährte Steuerermäßigung war aus dem Steuerbescheid für den Steuerpflich-
tigen erkennbar.  
 
Der geänderte Bescheid erging zur Umsetzung eines Grundlagenbescheids. In den Erläuterungen er-
hielt er keinen Hinweis auf die Anwendung des ermäßigten Steuersatzes. Bei den Besteuerungsgrund-
lagen übernahm der Bescheid den im Feststellungsbescheid ausgewiesenen Veräußerungsgewinn des 
Steuerpflichtigen bei dessen Einkünften aus Gewerbebetrieb aus Beteiligungen. Bei der Berechnung 
der Steuer wurde die Anwendung des Splittingtarifs und die Anwendung von § 34 Abs. 3 EStG ausge-
wiesen.  
 
Dies reicht, so das Finanzgericht Hamburg, aus, um erkennbar zu machen, dass der ermäßigte Steu-
ersatz angewandt worden ist. Somit bestand Anlass, sich gegen die ohne Antrag erfolgte Anwendung 
des § 34 Abs. 3 EStG mit einem Einspruch oder Änderungsantrag zu wenden, um sich die Möglichkeit 
einer späteren Gewährung des ermäßigten Steuersatzes zu erhalten.  
 
Tipp: Haben Steuerpflichtige wegen mehrerer Betriebe und/oder gewerblicher Beteiligungen die Mög-

lichkeit, ihr Wahlrecht nach § 34 Abs. 3 EStG „entweder – oder“ auszuüben, gilt Folgendes: 
Steuerbescheide, in denen das Finanzamt Veräußerungs- oder Aufgabegewinne berücksich-
tigt, sind insoweit zu überprüfen, ob das Finanzamt den ermäßigten Steuersatz ohne Antrag 
(also „von Amts wegen“) gewährt hat. Ist dies der Fall, muss gegen den Bescheid Einspruch 
eingelegt werden, um sich die Ausübung des Wahlrechts für einen künftig anfallenden begüns-
tigten Gewinn offenzuhalten. 
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Bilanzierung . Inventur am 31.12. – Das muss nicht sein 
 
Das Jahresende steht vor der Tür – und das heißt Inventurzeit. Denn in vielen Unternehmen erfolgt 
dann eine körperliche Bestandsaufnahme, oft am 31.12. Doch das ist nicht zwingend erforderlich, es 
gibt auch andere Möglichkeiten. 
 
Die handelsrechtliche Grundlage für die Inventur bildet § 240 HGB. Demnach hat jeder Kaufmann zu 
Beginn seines Handelsgewerbes und zum Schluss eines jeden Geschäftsjahrs ein Inventar aufzustel-
len. Ein Inventar ist ein vollständiges Verzeichnis aller Vermögenswerte und Schulden. Um dieses zu 
erstellen, sind zunächst die Bestände zu ermitteln, d. h., es ist eine Inventur durchzuführen.  
 
Die Inventur hat grundsätzlich am Bilanzstichtag zu erfolgen (Stichtagsinventur). Handels- und steuer-
rechtlich wird es aber nicht beanstandet, wenn die Inventur innerhalb einer Frist von zehn Tagen vor 
oder nach dem Bilanzstichtag vorgenommen wird. Der am Tag der Inventur ermittelte Bestand muss in 
diesem Fall mengen- und wertmäßig auf den Stichtag fortgeschrieben bzw. zurückgerechnet werden. 
 
Auch eine zeitverschobene (vor- oder nachgelagerte) Inventur ist zulässig (§ 241 Abs. 3 HGB). Hier 
muss die Bestandsaufnahme innerhalb von drei Monaten vor oder zwei Monaten nach dem Abschluss-
stichtag erfolgen. Dies erfordert aber einen relativ langen Zeitraum der Fortschreibung bzw. Rückrech-
nung. 
 
Zudem gibt es zwei weitere Verfahren: 
 
Bei der permanenten Inventur nach § 241 Abs. 2 HGB erfolgt die Aufnahme nicht zu einem bestimmten 
Stichtag, sondern laufend. Jeder Vermögensgegenstand ist im Laufe eines Jahres mindestens einmal 
körperlich aufzunehmen. 
 
Bei der Stichprobeninventur (§ 241 Abs. 1 HGB) wird der Bestand mithilfe anerkannter mathematisch-
statistischer Berechnungsmethoden ermittelt. Vorteil: Es müssen nicht alle Vermögensgegenstände 
körperlich aufgenommen werden. Nachteil: Komplexe Ermittlung und Dokumentation. 
 

Arbeitsrecht . Für ein paar Euro mehr – Außertariflich Beschäftigte 
 
BAG, Urteil vom 23.10.2024, Az. 5 AZR 82/24 
 
Das Bundesarbeitsgericht hat entschieden, dass einem außertariflich Beschäftigten keine höhere Ver-
gütung zu steht, auch wenn er nicht einmal € 2,00 „über Tarif“ bezahlt wird. 
 
Geklagt hatte ein Entwicklungsingenieur. Er ist Mitglied der IG Metall und bei dem beklagten Unterneh-
men seit 2013 auf Basis eines als „außertariflichen“ bezeichneten Anstellungsvertrages beschäftigt. Seit 
Juni 2022 bezieht er von seinem Arbeitgeber eine monatliche Bruttovergütung in Höhe von € 8.212,00. 
Das Entgelt in der höchsten tariflichen Entgeltgruppe, hochgerechnet auf 40 Wochenstunden, liegt mit 
€ 8.210,64 nicht einmal € 2,00 unterhalb des außertariflichen Lohns. 
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In dem Betrieb finden die Tarifverträge der Metall- und Elektroindustrie Nordrhein-Westfalens Anwen-
dung. Beschäftigte, deren „geldwerte materielle Arbeitsbedingungen unter Berücksichtigung einer indi-
viduellen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von bis zu 40 Stunden in einer Gesamtschau diejeni-
gen der höchsten tariflichen Entgeltgruppe regelmäßig überschreiten", sind davon ausgenommen. 
 
Der Kläger ist der Ansicht, dass ein solches „Überschreiten" nur in Anbetracht der prozentualen Ab-
stände zwischen den tariflichen Entgeltgruppen angenommen werden könne, wenn das Monatsgehalt 
des außertariflichen Angestellten 23,45 % über demjenigen der höchsten tariflichen Entgeltgruppe liege. 
Dies würde dann bei ihm zu einem Bruttomonatsgehalt in Höhe von € 10.136,03 führen. Die Differenz 
zu seinem tatsächlich gezahlten Gehalt müsse das Unternehmen ihm nach seiner Auffassung nachzah-
len. 
 
Freiwillig wollte der Arbeitgeber die Zahlungen nicht leisten. Es folgte ein Gang durch die Instanzen, 
wobei die Klage in keiner erfolgreich war. 
 
Zuletzt entschied das BAG, dass einschlägige tarifliche Bestimmungen lediglich verlangten, dass die 
geldwerten materiellen Arbeitsbedingungen diejenigen der höchsten tariflichen Entgeltgruppe „regelmä-
ßig überschreiten". Das sei bei dem Kläger der Fall. Mangels abweichender Festlegungen der Tarifver-
tragsparteien genüge nach dem eindeutigen Tarifwortlaut jedes – und damit auch ein geringfügiges – 
Überschreiten des höchsten tariflichen Entgelts, so die Bundesrichter. 
 
Für eine ergänzende Tarifauslegung, wie sie dem Kläger vorschwebe, verbleibe kein Raum. Denn für 
den Fall, dass die Tarifvertragsparteien einen bestimmten prozentualen Abstand zwischen dem höchs-
ten Tarifentgelt und dem Entgelt außertariflicher Beschäftigter festlegen wollen, müssten sie eine ent-
sprechende tarifliche Abstandsklausel hinreichend klar und deutlich in den Tarifvertrag aufnehmen. Die 
von Art. 9 Abs. 3 GG garantierte Tarifautonomie verbiete hingegen ein „Nachbessern" tariflicher Best-
immungen durch die Gerichte zugunsten der einen oder anderen Seite. 
 

Wettbewerbsrecht . Wettbewerbswidrig – Keine Veröffentlichung von kostenlosen 
Stellenanzeigen im Onlineportal eines Landkreises 
 
BGH, Urteil vom 26.09.2024, Az. I ZR 142/23 
 
Der Bundesgerichtshof hat einem Landkreis in letzter Instanz untersagt, auf seinem Online-Portal kos-
tenlose Stellenanzeigen zu veröffentlichen. Diese Praktik verstoße gegen das Wettbewerbsrecht. 
 
Geklagt hatte eine Verlegerin. In ihrem Portfolio hat sie eine Tageszeitung, ein Anzeigenblatt sowie zwei 
Online-Portale. Der Verlegerin war es ein Dorn im Auge, dass der Landkreis, in dem sie ansässig war, 
auf der „hoheitlichen Website“ unentgeltlich Stellenanzeigen sowohl privater als auch öffentlich-rechtli-
cher Institutionen veröffentlichte. 
 
Die Verlegerin klagte bis zum BGH auf Unterlassung. Hier bekam sie recht.  
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Der Senat urteilte, dass der beklagte Landkreis durch das Anbieten der kostenlosen Stellenanzeigen 
wettbewerbswidrig handele. Denn, so die Begründung, bei der Veröffentlichung der Anzeigen handele 
es sich um eine geschäftliche Handlung im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 2 UWG. Diese liege auch vor, 
obwohl der beklagte Landkreis kein Entgelt dafür verlange. Denn im Gegensatz zu privaten Unterneh-
men sei die öffentliche Hand nicht auf die Erzielung von Gewinnen angewiesen. Vielmehr könne dieser 
etwaige Verlust durch Steuern, Abgaben oder Beiträge decken. Geschäftliche Handlungen der öffentli-
chen Hand wiesen aus diesem Grund nicht zwingend einen Unternehmensbezug im Sinne einer auf 
den entgeltlichen Absatz von Waren oder Dienstleistungen gerichteten Beteiligung am wirtschaftlichen 
Verkehr auf, so der BGH weiter. 
 
Darüber hinaus bejahten die Richter einen Verstoß des beklagten Landkreises gegen das Gebot der 
Staatsferne der Presse. Es stehe zwar nicht der redaktionelle Teil einer Veröffentlichung in Streit, son-
dern die kostenlose Publikation von Stellenanzeigen. Jedoch erfasse die Pressefreiheit auch den An-
zeigenteil von Medien. Das Betreiben der Jobbörse durch den Landkreis sei dazu geeignet, Verlegern 
von Medien, wie zum Beispiel Zeitungen, in dem betreffenden Landkreis in einem erheblichen Umfang 
Kunden zu entziehen, die Stellenanzeigen aufgeben. Damit könne den Medien auch durch die öffentli-
che Hand eine wirtschaftliche Grundlage für die Herausgabe von Presseerzeugnissen entzogen wer-
den. 
 

Urheberrecht . Zu hoch geflogen – Drohnenaufnahmen aus der Luft urheberrecht-
lich unzulässig 
 
BGH, Urteil vom 23.10.2024, Az. I ZR 67/23 
 
Der BGH hat entschieden, dass Luftaufnahmen von urheberrechtlich geschützten Objekten, die mithilfe 
von Drohnen erstellt werden, urheberrechtlich unzulässig, insbesondere nicht von der Panoramafreiheit 
gedeckt sind. 
 
Geklagt hatte eine Verwertungsgesellschaft. Diese vertritt Rechte von Urhebern im „visuellen Bereich“. 
Beklagter war ein Buchverlag. Der Verlag veröffentlichte einen Reiseführer über Halden im Ruhrgebiet, 
welche verschiedene Kunstinstallationen zeigen, die unter Zuhilfenahme von Drohnen aufgenommen 
wurden. Die Schöpfer der Kunstwerke willigten nicht in die Aufnahmen ein, sie haben Verträge mit der 
klagenden Verwertungsgesellschaft abgeschlossen, damit diese ihre Urheberrechte schützt. 
 
Die Verwertungsgesellschaft geht von einer Verletzung der Urheberrechte durch die Veröffentlichungen 
des Verlages aus, insbesondere dass diese Aufnahmen nicht von der sog. Panoramafreiheit gedeckt 
sind. Der Verlag wurde daher zur Unterlassung, Schadenersatz und Erstattung der außergerichtlichen 
Abmahnkosten aufgefordert. Ohne Erfolg. 
 
Insoweit ging die Angelegenheit vor Gericht. Vor dem Landgericht bekam die Klägerin Recht. Auf die 
hiergegen eingelegte Berufung reduzierte das OLG zwar den zu zahlenden Schadenersatz, wies jedoch 
andere Punkte zurück. 
 
Die vom Verlag eingelegte Revision mit dem Ziel der vollständigen Klageabweisung scheiterte vor dem 
BGH. 
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Nach Ansicht der Bundesrichter verletze die Verwendung der Drohnenbilder, die urheberrechtlich ge-
schützte Werke zeigen, die Rechte der Urheber an Vervielfältigung und Bearbeitung der Werke. Die 
Nutzung von Luftaufnahmen, die mit Drohnen erstellt wurden, sei keine zulässige Nutzung gemäß § 59 
Abs. 1 S. 1 UrhG. Die darin geregelte Panoramafreiheit bezwecke die Freistellung der Nutzung von 
Werken nur, wenn und soweit sie Teil des von der Allgemeinheit wahrnehmbaren Straßen- oder Land-
schaftsbildes sind, so der Senat. 
 
Bei der Auslegung der Panoramafreiheit im Sinne der Norm müsse vor dem unionsrechtlichen Hinter-
grund zwischen der Informations- und Kommunikationsfreiheit der Werknutzer und dem berechtigten 
Interesse der Urheber, an der wirtschaftlichen Nutzung ihrer Werke angemessen beteiligt zu werden, 
abgewogen werden. 
 
Bei der Nutzung von mit Hilfe von Drohnen aus der Luft angefertigten Lichtbildern in Buchveröffentli-
chungen falle diese Abwägung jedoch zu Gunsten der Künstler aus, so der BGH. 
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